
21

Samstag, 28. Dezember 2024

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Agglomeration wehrt sich gegen Kita-Offensive
Baselbieter Gemeindenwollen nicht länger auf kantonale Unterstützungwarten und greifen selber in die Tasche.

Michel Ecklin

Eigentlichmüssen dieGemein-
den imBaselbiet dringend spa-
ren. Die Budgets sehen fast flä-
chendeckend tiefrote Zahlen
vor. Doch eine Zusatzaufgabe
haben sich viele Gemeinden
dennoch aufgebürdet: Sie
sorgen mit zusätzlichem Geld
dafür, dass die Kindertages-
stätten (Kitas) in ihren Ge-
meinden bestehen können.

Hintergrund ist, dass im
Kanton Basel-Stadt im vergan-
genen August das revidierte
Tagesbetreuungsgesetzmit hö-
heren Löhnen und günstigeren
Kitaplätzen in Kraft getreten
ist. Seither stehen insbesonde-
re die Agglomerationsgemein-
den untermassivemDruck, ein
konkurrenzfähiges Betreu-
ungsangebot auf die Beine zu
stellen. Ansonsten droht eine
Abwanderung des Personals in
die Stadt. Bereits sindmehrere
Kitas geschlossenworden, wei-
tere könnten folgen. Dabei ist

das Baselbiet in Sachen schul-
externer Kinderbetreuung
schweizweit bereits jetzt unte-
res Mittelfeld, während der
Stadtkanton einsame Spitze ist.

Deshalb handeln jetzt die
Unterbaselbieter Gemeinden.
So hat der BottmingerGemein-
derat 65’000 Franken für die
Kitas gesprochen. Therwil will
2025 die Kitas mit 200’000
Franken unterstützen. Der An-
trag, diese Summe ersatzlos zu
streichen, hatte an der Budget-
Gemeindeversammlung An-
fang Dezember keine Chance.

BeitragdesKantons ist
nochunklar
Binningen ist bereits im Som-
mer aktiv geworden. Es gibt für
die Elternmehr Kita-Geld und
auch die schulische Betreuung
wird günstiger. Das kostet rund
300’000 Franken pro Jahr.
Ebenfalls im Sommer hat die
Muttenzer Gemeindever-
sammlung die Senkung des
Maximaleinkommens für indi-

viduelle Kitakosten-Subventio-
nen gesenkt. Ende November
überwies der Reinacher Ge-
meinderat einen Vorstoss, der
verlangt, den Verein für fami-
lienergänzende Betreuung zu
unterstützen.Wie hoch dieHil-
fe ausfallen wird, ist noch
unklar.

Parallel zu all diesen Zu-
satzausgaben in den Gemein-
den steht auch der Kanton
unter Druck, die Offensive in
Basel mit eigenen Massnah-
men zu kontern.Denn die Kita-
Initiative der SP fordert eine
komplett kostenlose Betreu-
ung. So weit dürfte es nicht
kommen, aber die Regierung
stellt einen indirekten Gegen-
vorschlag in Aussicht. Aller-
dings ist angesichts all der be-
reits beschlossenenBemühun-
gen der Gemeinden fraglich,
wieweit der Kanton gehen soll.

Bottmingen und Therwil
verstehen ihre Leistungen
als «Überbrückungsfinanzie-
rung». Der Bottminger Ge-

meinderat setzt ausdrücklich
darauf, dass auf Kantonsebene
«die nötigeGesetzesänderung
im Verlauf des Jahres 2026 in
Kraft treten wird».

Aufteilungoder
ÜbernahmederKosten
Andere Gemeinden rechnen
damit, dauerhaft tief in die Ta-
sche greifen zu müssen, um
eine konkurrenzfähige Betreu-
ung anbieten zu können. «Wir
verfolgen die kantonale Dis-
kussion, richten aber unsere
Planung so aus, wie wenn der
Kanton nichts unternehmen
würde», sagt Markus Eigen-
mann,Gemeindepräsident von
Arlesheim. Dort hat die Ge-
meindeversammlung neulich
die Höchstbeträge an die El-
tern und die Einkommensgren-
zen erhöht.

Der Kanton hat bereitsHin-
weise gegeben, welche Form
seine Unterstützung anneh-
men könnte: Sockelbeiträge an
die Eltern, unabhängig vom

Einkommen. Wie hoch dieser
Beitrag sein wird, ist noch
offen. Eigenmann würde aber
eine solche Aufteilung begrüs-
sen: «Der Kanton kümmert
sich umdie Standortförderung,
wir umden sozialenAspekt, in-
demwir einkommensabhängi-
ge Beiträge an die Eltern
leisten.»

Und inAllschwil hat neulich
der Einwohnerrat ein Budget-
postulat über 200’000Franken
abgelehnt, das forderte, die
Kitas vorübergehend zu unter-
stützen. «Wir sollten nicht in
Aktivismus verfallen», sagt
GemeindepräsidentFranzVogt.
In der Höhe von Basel-Stadt
würden das Baselbiet und die
Gemeinden die Kitas nie sub-
ventionieren können.

Das hält er aber auch nicht
für gravierend. «AmEnde ist es
ein Gesamtpaket, das be-
stimmt, wo sich die Menschen
wohlfühlen. Die Kinderbetreu-
ung ist nicht allein ausschlag-
gebend.»

Worüber wurde in der Region im zu Ende gehenden Jahr eigentlich diskutiert?

Weniger Erregung, bitte!
Ende derNeunzigerjahre des
vergangenen Jahrhunderts
veröffentlichte der deutsche
Intellektuelle Georg Franck ein
aufsehenerregendes Buch. Es
hiess «Ökonomie der Auf-
merksamkeit». Darin vertrat er
die These, dass dieWährung
Aufmerksamkeit neben der
Ökonomie desGeldes existiere
und sie Teil eines «mentalen
Kapitalismus» sei, der sich
weitgehend vonKonsumund
Produktion abgelöst habe.

Als Franck das Buch schrieb,
spielte die virtuelleWelt in
Formdes Internet zwar bereits
eine Rolle. Er konnte jedoch
nichts ahnen von der späteren
Dominanz der so genannten
sozialenMedien.Mit ihnen
wurde undwird dieseÖkono-
mie der Aufmerksamkeit auf
die Spitze getrieben.

Heutzutage stehenVerfasser
von Jahresrückblicken, wie
diese Zeilen es sein sollen, vor
einer entscheidenden Frage:
Was von dem,was in diesem
Zeitraum«geschehen» ist, war
wirklich von Bedeutung und
waswar lediglich Bestandteil
des Ringens umAufmerksam-
keit? Oder krasser, unserer
Gegenwart entsprechender
ausgedrückt:Was entsprang
bloss einerÖkonomie der
Erregung?

Die Region Basel bietet sich für
solcheGedankenspiele beson-
ders gut an. Geopolitisch (und
sogar im nationalenKontext)
betrachtet lebenwir hier auf
einer Insel der Glückseligen.
Selbstverständlich darfman
deshalb nicht jedeDebatte, nur
weil sie nicht existenziell ist,
als von Erregung gesteuert
betrachten. Abermit Blick
zurück aufs Jahr 2024 stellt

sich schon die Frage, was
eigentlich Bestand habenwird.

Waswird beispielsweise von
den Protesten für Palästina
und gegen Israel bleiben?Die
Demonstrierenden habenmit
der sequenziellen Besetzung
vonGebäuden vor allemdie
Universität und in der Folge
auch die Polizei auf Trab
gehalten.

Ja, es ist legitim, gegen das
Vorgehen Israels imGazastrei-
fen zu protestieren. Aber das
war eine Erregungsshow
sondergleichen.Wowaren
dieselbenDemonstrierenden,

als dermittlerweile aus dem
Land gejagte syrischeDiktator
Assad seine Bevölkerung
jahrelang undmithilfe seiner
russischen Schergen terrori-
sierte und sogarmit Giftgas
tötete?Wowaren und sind die
Studentinnen und Studenten,
die in Scharen gegen den
russischen Terror in der Ukrai-
ne in Basel auf die Strasse
gingen? Ein Schelm ist, wer
denkt, die hiesigen Palästina-
Proteste hätten eben doch
einen spezifisch antijüdischen
und antisemitischenKern.
Jedenfalls, und das kannman
in Bezug auf die lichtscheuen
Agitatorinnen undAgitatoren

ziemlich neutral sagen, über-
wog bei den Palästinaprotesten
das Erregungsmoment.

Dies gilt umgekehrt auch für
den «Fall» LeilaMoon und die
Erregungsbewirtschafter auf
der rechten, vordergründig
pro-jüdischen politischen Seite.
DasDramolett umdenKultur-
förderpreis, die sogenannte
Expertenkommission und die
Rücknahmedes Preises hat
sich derart hochgeschaukelt,
dass amEnde niemandmehr
genauweiss, was eigentlich los
war.Was bleibenwird, ist der
Begriff «LeilaMoon». Er dürfte
mehr als eineChiffre für hohle

Kulturverwaltungskämpfe in
Erinnerung bleiben denn als
ein Pseudonymeiner Künst-
lerin.

Vielversprechenderwar die
Affiche bei der Auseinander-
setzung umdenRheintunnel in
der Region. Sie war etwas
getrübt durch die Tatsache,
dass sie lediglich eingebettet
war in eine nationale Infra-
strukturvorlage. Aber eigent-
lich einewunderbare Vorlage
für eine Verkehrsdebatte, die
sich darumdreht, wiewir uns
die Zukunft derMobilität
vorstellen und nicht nur dar-
um,wowelcher Parkplatz in
der Stadt wegfällt (Erregung
rechts!) oder welcher Baum
einer Umgestaltung des öffent-
lichenRaums geopfert werden
muss (Erregung links!). Tat-
sächlich hat es dieseDebatte in
Ansätzen gegeben. In Erinne-
rung bleibenwird in der Stadt
vor allemderWiderstand
gegen denTunnel, der sich an
der Bauplatzeinrichtung auf
derDreirosen-Anlage entzün-
dete.Man kann das Partikular-
interesse nennen – oder den
(schliesslich gelungenen)
Versuch, über kleinräumige
und kleinkrämerische Erre-
gungsmomente eine Abstim-
mung für sich zu entscheiden.

Unserer Insel der Glückseligen
jedenfalls ist fürs 2025weniger
Erregungsökonomie undmehr
Sachbezogenheit zuwünschen.

PatrickMarcolli
patrick.marcolli@chmedia.ch

Die Diskussion um den Rheintunnel war zu einem guten Teil geprägt von kleinräumigem Erregungspotenzial. Bild: Keystone

«Esstellt sich
schondie
Frage,was
eigentlich
Bestandhaben
wird.»

Nachrichten
Autobrennt lichterloh,
Polizei ermittelt

Aesch Ein Auto brannte am
Donnerstagabend in der Lang-
enhagstrasse in Aesch um zirka
23 Uhr komplett aus, wie die
Polizei Baselland mitteilt. Die
Feuerwehrkonntedasbrennen-
de Auto nach dem Eintreffen
schnell löschen. Niemand wur-
debeimBrandverletzt.DiePoli-
zei konnte die Brandursache
nochnicht restlosklären,Brand-
stiftung könne nicht ausge-
schlossenwerden.Entsprechen-
deErmittlungenwurden aufge-
nommen. (bz)

Initiative für Erhalt des
Musical Theaters

Unterschriften WiedasInitiativ-
komiteeIGMusicalTheatermit-
teilt, haben 1030 Personen ihre
UnterstützungfürdenErhaltdes
Musical Theater Basel unter-
schrieben. Das Komitee setze
sich aus allen Bevölkerungs-
schichten, Kultursparten und
politischenParteienzusammen.
Dies sei Ausdruck einerVerbun-
denheit der Bevölkerung mit
ihrenKultureinrichtungen. (bz)


